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Satzung der Stadt Oidenburg;(Oldb)

liber den Bebauungsplan Nr. S-502 fir Fl&chen siidlich der Autobahn
A 28 (UmgehungsstraBe) und der Bremer HeerstraBe im Bereich
zwischen der Bahnlinie Oldenburg-Osnabriick und dem Helmsweg

Innerhalb des Planbereiches liegen

der Helmsweg mit den nordwestlich angrenzenden Grundstiicken
bis Haus Nr. 46 einschlief3lich,

Eylersweg - Teilstlick siidlich der UmgehungsstraBe -,
Uhlenweg - Teilstlick stidlich der UmgehungsstraBe -,
Falkenweg,

Stieglitzweg,

Am Bahndamm - nur Haus Nr. 371 -.

Aufgrund des § 6 der Niedersichsischen Gemeindeordnung und des § 10
des Bundesbaugesetzes (BBauG) hat der Rat der Stadt Oldenburg (0ldb)
folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Planzeichnung der Satzung "Bebauungsplan Nr. S-502" ist Bestand-
teil dieser Satzung.

Die Grenze des rdumlichen Geltungsberelches ist auf der Planzeich-
nungy- .festgesetzt.

§ 2

. Das im Geltungsbereich liegende Bauland wird festgesetzt-als:

(1) Mischgebiet MI

a) Zuldssig sind:

1. Wohngebdude,

2. Geschdfts- und Burogebaude,

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speise-
wirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes,

. sonstige Gewerbebetriebe,

Anlagen fiir Verwaltungen sowie fiir kirchliche,

kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche

Zwecke,
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b)

(2) Gewerbegebiet GE und eingeschr
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6. Gartenbaubetriebe,
7. Stellplédtze und Garagen flr Kraftfahr-

zeuge - gem. § 12 BaulNVO,
8. Gebdude und Riume filir freie Berufe - gem. § 13 BaulVO,
9. Nebenanlagen - gem. § 14 BaulNVO.

Die Bestimmung- des § 6 Abs. (2) Ziff. 7 BauNVO ist
nicht Bestandteil dieser Satzung.

Ausnahmsweise k&nnen St&dlle filir Kleintierhaltung

als Zubeh®r zu Kleinsiedlungen und landwirtschaftlichen
Nebenerwerbsstellen zugelassen werden.

a)

c)

Zuldssig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhduser, Lagerpldtze
und &ffentliche Betriebe, soweit diese Anlagen fir
die Umgebung keine erheblichen Nachteile oder Be-
ldstigungen zur Folge haben k&nnen,

2. Geschdfts-, Bliro- und Verwaltungsgebdude,

3. Tankstellen,

4, Gebidude und Riume filir freie Berufe - gem. § 13 BauNV(
5. Nebenanlagen - gem. § 14 BaulV(

"Ausnahmsweise k&nnen zugelassen werden:

1. Wohnungen flir Aufsichts= und Bereitschaftspersonen .
sowie flir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

2. Anlagen flir kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zuldssig sind:

Einkaufszentren, Verbrauchermidrkte und Betriebe des
Einzelhandels mit einer GeschoB8fliche von mehr als
1.500 gm, _
auBerdem Verbrauchermirkte - Einzelhandelsbetriebe mit
Glitern des tdglichen Bedarfs wie Nahrungs- und GenuB-
mittel, einschl. Frischwaren (Obst, Geniise, SuUdfrilichte,
Fleisch u.i.) - mit einer Geschoffliche von mehr als
800 gm.

In dem eingeschrédnkten Gewerbegebiet (GEe) sind nur solche
Betriebe und Anlagen zuldssig, deren Emissionen nicht wesent-
lich stoéren.
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(3) Industriegebiet GIe (eingeschridnkt)

a) Zuldssig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhduser, Lagerpldtze
und Offentliche Betriebe,

2. Tankstellen, ,
3. Gebdude und Riume fiir freie Berufe - gemdB8 § 13 BauNV
4. Nebenanlagen - gemdB8 § 14 BauNV
b) Ausnahmsweise kdnnen zugelassen we;den:
1. Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
2. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.
c) Nicht zul&ssig sind:

Einkaufszentren, Verbrauchermirkte und Betriebe des

Einzelhandels mit einer Geschoffliche von mehr als

1.500 gm, .

auBerdem Verbrauchermdrkte - Einzelhandelsbetriebe

mit Glitern des tdglichen Bedarfs wie Nahrungs—- und

GenuBmittel, einschlieBlich Frischwaren (Obst, Ge-
. miise, Slidfriichte, Fleisch u.d.) - mit einer GeschoB-
U fldche von mehr als 800 gm.

Innerhalb dieses Industriegebietes sind nur Betriebe und
Anlagen zuldssig, deren Emissionen keine erheblichen Nach-
teile oder Beldstigungen zur Folge haben.

Die unter (1), (2) und (3) aufgefiihrten baulichen und sonstigen
Anlagen sind im Einzelfall unzuldssig, wenn sie nach Anzahl, Lage,
Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets wider-
sprechen. Sie sind auch unzuldssig, wenn von ihnen Beldsti-

. gungen oder Stdrungen ausgehen kdnnen, die nach der Eigenart des

Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar
sind. Dies gilt sinngemdB auch fiir die Anderung, Nutzungsdnderung
und Erweiterung baulicher und sonstiger Anlagen innerhalb der fest-
gesetzten Baugebiete.

Bei der Anwendung dieser Bestimmung diirfen nur stddtebauliche Ge-
sichtspunkte beriicksichtigt werden.

§ 3

Das MaB der baulichen Nutzung und die Bauweise ergeben sich aus
den Festsetzungen der Planzeichnung.

Ausnahme:

Im Einzelfall kann von der Zahl der Vollgeschosse eine Ausnahme
zugelassen werden. Die Grundfldchen-, die GeschoB8flichen- und die
Baumassenzahl diirfen dabei nicht {iberschritten werden.
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Mit der Ausnahmegenehmigung k&nnen von der BaugenehmigungsbehSrde
beziiglich der Baugrenzen, der Grenzabstdnde und der Stellung der

Gebdude erhthte Anforderungen gestellt werden.

§ 4

In den Gewerbegebieten (GE) und in den eingeschrénkten Gewerbe-
gebieten (GEe) sind an den jeweiligen. Grenzen zu anschlieBenden

Mischgebieten die fiir Wohngebiete zuldssigen Grenzabstédnde
einzuhalten.

§ 5

Auf den in der Planzeichnung festgesetzten nicht Uberbaubaren
Grundstiicksfldchen entlang der &ffentlichen Verkehrsfldchen

- StraBen und Wohnwege - sind Garagen und Nebenanlagen gemd8B
§ 12 bzw. § 14 (1) Baunutzungsverordnung nicht zul&ssig.

Die der Versorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen

(§ 14 (2) BauNVO) k&énnen ausnahmsweise auf den nicht tiberbau-
baren Grundstilicksfldchen zugelassen werden.

§ 6

Zwischen Verkehrsfldchen und Garagentor muf der Stauraum min-—
desEens 5,0 m betragen. _

Dies~gilt auch fir die Bereiche des Bebauungsplanes, filir die
an den Verkehrsfldchen nicht lberbaubare Grundstiicksfl&dchen
mit einer geringeren Tiefe als 5,0 m festgesetzt sind.

= §7
Festsetzungen, die dieser Satzung widersprechen, treten aufer

§ 8
verbindlich.

Oldenburg (0ldb), den 17.11.1980
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~Die Satzung wird mit der Bekanntmachung ihrer Genehmigung rechts-



Begriindung zum Bebauungsplan Nr. S-502 - Helmsweg/Evlersweqg

Inhaltsverzeichnis

I Bisheriger Rechtszustand
IT Anlag und Ziel der Planung
III Inhalt des Planes

Iv Infrastruktur

v Soziale MaBnahmen

VI Bodenordnung, Grunderwerb und XKosten der Durchflihrung

I Bisheriger Rechtszustand

Im Fldchennutzungsplan der Stadt Oldenburg aus dem Jahre 1960
waren die Grundstilicke nordwestlich des Helmsweges,am Stieglitzweg,
am Uhlenweg, auf der Siidseite des Falkenweges und auf der West-
seite vom Eylersweg als Kleinsiedlungsflichen ausgewiesen. Die
Ubrigen Fl&dchen innerhalb des Bebauungsplanbereiches waren nicht
als Baufldchen dargestellt.

Der Fl&dchennutzungsplan wurde inzwischen gedndert (Anderung Nr.
S-208) . Der neue Plan. sieht die ehemaligen Kleinsiedlungsfldchen
als™Mischgebiet und die grdéB8tenteils noch freien Fléchen slidlich
der Autobahn zwischen Eylersweg und Helmsweg als gewerbliche
Bauflédchen vor.

Der Rat der Stadt Oldenburg hat in seiner Sitzung am 18. Aug. 1975
den AufstellungsbeschluB fir den Bebauungsplan -Nr-—S-502-gefaft.

Altere Bebauungspldne und ilibergeleitete Fluchtlinienpl&ne be-
stehen flir diesen Bereich nicht.

Die slid6stlich angrenzenden Fl&dchen zwischen Helmsweg und Scheiben-
~weg liegen im Bereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes
Nr. s-317.

Die slidlich an den Bebauungsplan Nr. S-502 anschlieBenden Fl&chen
zwischen Am Bahndamm, Kiebitzweg und Helmsweg befinden sich weit-
gehend innerhalb des noch aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. S-568.
Der AufstellungsbeschluB besteht seit april 1979.

Flir die Flichen unmittelbar siidlich der Bundesautobahn A 28 gelﬁen
die Anbauverbote und Anbaubeschrédnkungen gemdB § 9 Bundesfern-
straBengesetz (FStrG).
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IT AnlaB8 und Ziel der Planung

Der Bebauungsplan Nr. S-502 wurde aus dem Fldchennutzungsplan und
dem Stadtteil-Entwicklungsplan Oldenburg-Sid entwickelt.

Der Bebauungsplan soll die stddtebauliche Entwicklung in diesem
Bereich neu ordnen und die bauliche und sonstige Nutzung der noch
unbebauten Fl&dchen vorbereiten und leiten.

Der AnlaB fliir die Neuordnung dieses Gebietes liegt vor allem in der
inzwischen erfolgten Hochlegung und Verbreiterung der Umgehungs-—
straBe (Bundesautobahn A 28).

Weitere Criinde fir die Aufstellung des Bebauungsplanes sind:

Die geplante Ubernahme eines Teilstilickes der in Verbindung mit

der Hochlegung der UmgehungsstraBe erstellten Baustellenumfahrt

als stddtische StraBe.

Die Erweiterungsabsichten eines am Helmsweg ansdssigen Betriebes.
Die Absicht verschiedener Blirger auf den riickwdrtigen Grundstilicks-
fldchen zu bauen.

Aufgrund der von der UmgehungsstraBe (A 28) ausgehenden Emissionen
ist eine stdrkere Ausdehnung der Wohnbaufldchen {iber die ehemaligen
Kleinsiedlungsfl&chen hinaus nicht zu vertreten. Diese weitgehend
bebauten Fldchen werden entsprechend der Darstellungen im Fl&chen-
nutzungsplan und im Stadtteilentwicklungsplan Oldenburg-Sud

als Mischgebiete festgesetzt.

Dle“ubrlgen, gréB8tenteils noch freien Fldchen im Bereich Eylersweg/
Helmsweg werden im Hinblick auf die von der UmgehungsstraBe auf
diese Flichen einwirkenden Immissionen als Gewerbegebiete fest-
gesetzt. Sie sind so grofflidchig, daB8 bei entsprechenden Ein-
schréd@nkungen und Begrenzungen auch die Ausweisung eines Industrie-
gebietes méglich—ist. =

In verkehrsmédBfig glinstiger Lage werden hier neue gewerbliche
Bauflédchen geschaffen, die beispielsweise aus den inneren Stadt-
gebieten auszulagernde Betriebe aufnehmen kdnnen.

Flir den am Helmsweg bereits vorhandenen Betrieb stellt die Aus-—-
weisung der neuen gewerblichen Baufldchen eine Entwicklungsmdg-
~.lichkeit dar. Die Firma plant u.a. ihre Produktionsstdtten von der
Rudolf-Diesel-StraBe nach hier zu verlegen.

Aus den zahlreichen Anfragen an die Stadt beispielsweise fiir den
Bereich Eylersweg geht hervor, da8 ein groBer Bedarf an gewerb-
lich zu nutzenden Grundstiicken besteht.

Die Festsetzung von. Gewerbegebieten ist flir die Wirtschaft der
Stadt von groBer Bedeutung. Der Bedarf an gewerblichen Fl&chen
geht wesentlich itber das heutige Fl&chenangebot hinaus.
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IITI Inhalt des Planes

Der Bebauungsplan umfaBft insgesamt eine Fl&che von ca. 21,5 ha.
Diese Fl&che gliedert sich in:

Grundstiicksfl&dche GeschoBfldche

in gm in gm
1. Baufldche _
a) Mischgebiet (Mi) ca. 86.400 ca. 26.600
b) Eingeschrénktes '
Gewerbegebiet (GEe) ca. 41.100 ca. 32.800
c) Gewerbegebiet (GE) ca. 44.000 ca. 44.000
d) Eingeschrdnktes : : '
Industriegebiet (GIe) ca. 21.000 i ca. 73.500 cbm
' : Baumasse
2. Verkehrsfldchen -
a) StraBenverkehrsfldchen ca. 16 500
b) FuB~ u. Radweg-
verbindungen ca. 2.100
3. Grinverbindung ca. 1.400
4. Wasserfldchen
Hayengraben ca. 3.100

Geplante Nutzung

Die vorhandenen, weitgehend bebauten Kleinsiedlungsfldchen am
Stleglltzweg, Uhlenweg, Falkenweg und Eylersweg, sowie westlich

des” Helmsweges werden aufgrund der vereinzelt vorhandenen gewerb-
lichen Nutzung als Mischgebiete festgesetzt. Ndheres siehe Satzungs-
text und Planzeichnung.

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbrlngung von Gewerbe-—
betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stdéren.

Angestrebt wird seitens der Stadt Oldenburg eine stdrkere Durch=
setzung der ehemaligen Kleinsiedlungsgebiete mit nicht wesentlich
stdrenden gewerblichen Nutzungen.

Die Festsetzung der Mischgebiete erfolgt auch im Hinblick auf die von
auBen auf diese Gebiete einwirkenden Immissionen. Es sind hier vor
-allem die durch die nahegelegene UmgehungsstraBe (A 28) verursachten

. Immissionen, die das Wohnen stdren.

Eine grdBere Ausdehnung der Wohnnutzung ist daher nicht vorgesehen.
Es kann lediglich eine gewisse Verdichtung im Rahmen der festge-
setzten Grund~ und Geschogffldchenzahlen erfolgen.

Der Rat der Stadt Oldenburg hat am 18.2.1980 beschlossen, das
Mischgebiet um die Fl&chen nérdlich des Falkenweges bis auf das
Eckgrundstlick am Eylersweg zu erweitern. Ausschlaggebend war dabeil
die auf der Slidseite des Falkenweges vorhandene Wohnbebauung. Fir
die Grundstilicke auf beiden Seiten des Falkenweges gelten jetzt die
gleichen Festsetzungen beziiglich Art und MaB der baulichen Nutzung.
Urspriinglich waren die noch unbebauten Grundstiicke nérdlich des Falke
weges wegen der von der Autobahn ausgehenden Emissionen als einge-—
schridnktes Gewerbegebiet vorgesehen.

Die Fl&dche Ecke Falkenweg/Eylersweg/Autobahn bleibt vor allem wegen
der Storungen, die von der Zufahrt zu dem Gewerbegebiet (Eylersweg
- StichstraBe) ausgehen kdnnen, eingeschrdnktes Gewerbegebiet.

R R
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Die gr&B8tenteils noch freien Fldchen im Bereich Eylersweg und die
unmittelbar westlich an das Mischgebiet am Helmsweg angrenzenden
Flichen werden wegen der bereits erwdhnten Immissionen und zur Er-
zlelung eines abgestuften Nutzungsgefdlles als eingeschrédnkte Gewerbe
gebiete (GEe) festgesetzt.

N&Zheres siehe Satzungstext und Planzeichnung.

In den Gewerbegebieten sollen an den jeweiligen Grenzen zu den
anschlieBenden Mischgebieten die grdBeren filir Wohngebiete geltenden
Grenzabstédnde eingehalten werden. Die Einschrdnkungen werden im
Hinblick auf das Wohnen in den angrenzenden Mischgebieten er-
forderlich.

Die zwischen den eingeschrénkten Gewerbegebleten im Bereich Eylers-
weg/Helmsweg verbleibende Fldche wird in den &duBeren Bereichen als
Gewerbegebiet (GE) und im inneren Teil als eingeschrdnktes Industrie-
gebiet (GIe) festgesetzt. Ndheres siehe Satzungstext und Plan-
Zelichnung.

Innerhalb des eingeschrinkten Industrlegebletes sind nur Betriebe
und Anlagen zuldssig, deren Emissionen keine erheblichen Nachteile
oder Beldstigungen zur Folge haben.

Die umliegenden Misch- und Wohngebiete machen eine Begrenzung der
Emissionen des Industriegebietes erforderlich.

Die Stadt hat die Li&rmimmissionen des Industriegebietes und der
Gewerbegebiete auf die Wohnbebauung in einem Gutachten untersuchen
lassen um festzustellen, welche Li3rmemissionen in diesen Gebieten
maximal zul8ssig sind, ohne die Wohnbebauung unzuldssig zu beein-
trdchtigen. Aus dem Gutachten ergibt sich, daB8 die Nachbarschaft
von Wohnen und Gewerbe unter den hier im Bebauungsplan festgesetzten
Bedingungen mdglich ist. Ein ndheres Heranriicken der Mischgebiete
(Wohnen) an das eingeschrénkte Industriegebiet flihrt jedoch zu
welteren Einschrdnkungen und damit letztlich zur Aufhebung des
Industrlegebletes.

Die gegebenenfalls erforderlichen MafSnahmen und baulichen Vor-
kehrungen zur Begrenzung der Emissionen sind im Zuge der

Planung der einzelnen Bauvorhaben zu entwickeln und nachzuweisen.

In _den Gewerbegebieten (GE und GEe) und in « dem _Industriegebiet

(GIe) sind Verbrauchermdrkte mit Glitern des tdglichen Bedarfs wie
Nahrungs—- und Genufmittel, einschlieflich Frischwaren (Obst, Ge-
miise, Sitdfriichte, Fleisch u. &.), die an Endverbraucher verkaufen,
nicht zuldssig, wenn ihre Geschof8fldche mehr als 800 gm betr&dgt. Die
. wichtigsten Griinde dafir sind:

R die zus&dtzliche Lirmbelastung durch den Kunden- und Lieferverkel
2. . die nicht ausreichende Verkehrserschliefung (Abbiegespuren
" und dgl.),
3. die Beeintrdchtigung des Bestandes und der Weiterentwicklung

der Einzelhandelsbetriebe an der Bremer Heerstrage und u. U.
damit verbunden eine Verschlechterung der Versorgung filir weniger
mobile Bevdlkerungsgruppen.

Lirmimmissionen

Es handelt sich bei den Mischgebieten am Stieglitzweg, Uhlenweqg,
Falkenweg und Eylersweg sowie am Helmsweg um weitgehend bebaute
Gebiete. Das Nebeneinander von Wohnen und StraBe (friiher Umgehungs-
straBe (B 75) - heute BAB A 28) besteht hier seit langem. Diese
vorhandene Situation 148t sich durch den Bebauungsplan nicht
dndern. Die geplanten Festsetzungen kdnnen daher nur, soweit
iiberhaupt méglich, dieser Situation angepaB8t werden.
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Die StraBenbauverwaltung wird entlang der BAB A 28 L&rmschutzmaji-
nahmen errichten. Der entsprechende PlanfeststellungsbeschlugB
liegt vor. Nach Mitteilung des Strafenbauamtes Oldenburg-Ost
wurde dabei die Schutzwlirdigkeit des angrenzenden Baugebietes
als Mischgebiet beriicksichtigt. Das StraBenbauamt teilt ferner
mit, daf auf weitergehende Schutzmafnahmen, als in der Planfest-
stellung fiir die A 28 festgelegt, kein Anspruch gegen die
StraBenbauverwaltung besteht.

Wenn man die Werte beziliglich des Verkehrsldrms auf der BAB aus

dem Gutachten der Herren Prof. Dr. Brunken und Prof. Jung filir

den angrenzenden Bebauungsplan Nr. 317 auf den vorliegenden Be-
bauungsplan Nr. 502 lbertrdgt, so ergibt sich, da8 in den Misch-
gebieten die Planungsrichtpegel der Vornorm DIN 18005 - Schall-
schutz im St&dtebau vom Mai 1971 - am Tage (6.00 bis 22.00 Uhr)
eingehalten werden. Nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) muB jedoch mit

einer Uberschreitung der Planungsrichtpegel um 5 bis 10 dB (A)
gerechnet werden. Die aus dem Gutachten abgeleiteten Nachtwerte
stimmen mit den Berechnungen des StraBenbauamtes iiberein.

In der DIN 18005 ist im Abschnitt 5 u.a. vermerkt, daf nahe Verkehrs-
wegen, die den einzelnen Gebieten zugeordneten Werte nicht immer
eingehalten werden kénnen. Uberschreitungen um mehr als 10 dB (A)
sollen aber nur in besonders begriindeten Ausnahmefidllen zugelassen
werden. Diese 10 dB (A)~-Grenze wird in diesem Fall nicht iberschritte
Es wird darauf hingewiesen, daB die Lidrmimmissionsgrenzwerte nach
dem Entwurf des Verkehrsldrmschutzgesetzes flir Allgemeine Wohnge-

‘biete - tags 65 dB (A), nachts 55 dB (A) - hier nicht ilberschritten

werden.

Wegen dér Immissionen wird der Hinweis in den Bebauungsplan aufge-
nommenr, daB bei der Errichtung von Wohngeb&duden bauliche Schall-
schutzmafnahmen an den Geb&duden erforderlich werden. Diese Schall-
schutzmaBnahmen sind von den Betroffenen selber vorzunehmen. Auf
Zuschiisse von seiten der Stadt Oldenburg und der StraBenbauver-
waltung besteht kein Anspruch.
Die—Festsetzungeiner—eingeschossigen—Bauweise—und-der niedrigen
Grund- und GeschoBflichenzahlen erfolgt ebenfalls wegen der
Lirmimmissionen.

Von Bedeutung fiir Wohngebdude ist ferner, daf die A 28 im Norden
der Grundstlicke liegt. Die Siidseite, die Wohnseite, ist von der

. L&rmguelle abgewandt. AuBerdem wird bei Winden aus westlichen,
‘slidwestlichen, sidlichen und siid6stlichen Richtungen der L&drm

von diesem Gebiet abgehalten.

Wie bereits ausgefiihrt, sieht der Bebauungsplan beziliglich der
verschiedenen Nutzungen - Gewerbe und Wohnen - ein abgestuftes
Nutzungsgefdlle vor. Niheres hierzu siehe im Abschnitt: ge-
plante Nutzung.

Erschliefung

Die ErschlieBung der im Bebauungsplan ausgewiesenen Baufldchen er-
folgt weitgehend liber die vorhandenen StraBen. Die Gewerbegebiete
sollen in erster Linie {ber den Eylersweg an die Bremer Heerstrafe
und damit an das stddtische StraBennetz angebunden werden. Dariber
hinaus ist {iber Bremer HeerstraBe und Millersweg der AnschluB an
das FernstrafBennetz gegeben.
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Der Eylersweg wird an der Umgehungsstrafe mit einer lichten Weite
von 11,50 m und einer lichten HOhe von 4,50 m unterfiihrt. Fir die
weitere ErschlieBung der Gewerbegebiete ist eine Teilstrecke der
ehemaligen Baustellenumfahrt vorgesehen. Dieses Teilstiick - abzweigen
vom Eylersweg in &8stliche Richtung - soll als stddtische StraBle
ibernommen und am Ende mit einem Wendeplatz versehen werden.

Ein Anschluf der Umfahrt an die Bremer Heerstrafe flir den allge-
meinen Fahrverkehr ist im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs nicht zu vertreten. In diesem Bereich wird daher die
Umfahrt bis auf einen AnschluB filir FuBgdnger und Radfahrer zuriick-
gebaut, und die in Anspruch genommene Fl&idche rekultiviert.

Der Uhlenweg ist an der UmgehungsstraBe ebenfalls unterfiihrt, jedoch
nur mit einer lichten Weite von 3,0 m und einer HShe von 2,60 m.
Diese Unterfiihrung ist vorwiegend als Rad- und Fquegverblndung

zu sehen.

Die StraBe "Am Bahndamm” und der Helmsweg werden durch die neue
Umgehungsstrafe gegeniiber der vorhandenen Situation nicht einge-
schréankt.

Der nérdliche Teil der gewerblichen Baufl&dchen zwischen dem ge-
planten Hayengraben und den bebauten Grundstilicken am Helmsweg
befindet sich im Eigentum eines holzverarbeitenden Betriebes.

Die Erschliefung digser Fldchen ist iiber die StichstraBe (ehe~
malige Baustellenumfahrt) zum Eylersweg geplant.

Die Zufahrt zum Helmsweg soll langfristig aufgegeben werden bzw.
nur noch eine untergeordnete Bedeutung haben. Der vorhandene Weg
erhdlt damit den Charakter eines Wohnweges.

H1n51chtllch der ErschlieBung der gewerblichen Baufldchen zwischen
Hayengraben und Helmsweg wurde davon ausgegangen, daf dieser Betrieb
sich wie geplant nach Slden erweitert, so daB keine weitere Offent-
liche ErschlieBungsstraBe erforderlich wird.

Fiir den Fall, daB es nicht zu dieser Entwicklung kommt, ist geplant,
den_silidlichen Bereich der gewerblichen Bauflidchen iiber eine neue
StichstraBe zum Eylersweg zu erschlieBen. Es ist vorgesehen, diese
Erschliefungsstrafe dann iiber die Trasse des vorhandenen Wirtschafts-
weges auf den Eylersweg zu filhren. Um auch den siidlichen Bereich

zu erfassen, soll die ErschliefungsstraBe nach Siiden abgeknickt

-werden.
Der vorliegenden Bebauungsplan muf8, wenn dieser Fall eintritt, er-

gdnzt bzw. gedndert werden.

In dem Stadtteil-Entwicklungsplan Oldenburg-Siid wird durch einen
Pfeil eine Ubergeordnete Griinraumverbindung angedeutet, die von
Stiden auf den Bebauungsplan Nr. 502 std8t. Sie soll u.a. Uber

die spétere Grinfldche des Miillwerkes Kreyenbriick, Uber die Wohn-
gebiete am Sandweg, vorbei am Drielaker See zum Blankenburger Holz
verlaufen.

Die Wege aus der Grinverbindung konnten beispielsweise als FuB-
und Radweg entlang des Hayengrabens zur UmgehungsstraBe und von
dort zum Eylersweg oder entlang der B&schung der Umgehungsstrale
zur Bremer HeerstraBe gefiihrt werden.

Weitere M&glichkeiten zur Bremer HeerstraBe zu gelangen, sind
iber den Eylersweg und den Uhlenweg gegeben.

Die Anlegung einer breiten Grinverbindung am Eylersweg und am
Uhlenweg ist z.T. wegen der vorhandenen Situation heute nicht
mehr durchsetzbar.

Die Griinwege aus dem sildlich angrenzenden Bereich sollten daher
so gefidchert werden, daB8 alle drei M&glichkeiten genutzt werden
k&nnen.
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Iv Infrastruktur

Das Plangebiet ist iUber die Bremer Heerstrafe mit dem stddtischen
Verkehrsnetz verknilipft. Uber den nahegelegenen AnschluB Millersweg
besteht eine glinstige Anbindung an das FernstraBennetz. :

Der 8ffentliche Personennahverkehr befdhrt die Bremer Heerstragle.
Die Entfernung aus dem Bebauungsplanbereich zu den Haltestellen
kann als zumutbar angesehen werden.

Die Versorgung mit Wasser, Gas und Strom wird sichergestellt.

Die Abwasserbeseitiqung erfolgt durch AnschluB an das &ffentliche
Kanalnetz. In den vorhandenen StraBen wurden in den letzten Jahren
Schmutzwasserkandle verlegt. .

Die Oberflichenentwdsserung ist iiber Regenwasserkanile und 8ffent-~
liche Wasserziige geplant. Der Hauptvorfluter ist der Hayengraben.
Die Entwdsserung ist auf die im Bebauungsplan enthaltene neue
Fiihrung des Hayengrabens auszurichten. Das Gebiet am Helmsweg
unterhalb des Silidweges soll itiber einen Vorflutgraben entwdssern,
der in den neuen Hayengraben mindet.

Einzelhandels—- und Dienstleistungshetriebe sind im wesentlichen an
der Bremer HeerstraBe angesiedelt.

Ebenfalls an der Bremer HeerstraBe in dem Bereich des siiddstlich
angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 317 befindet sich eine Grundschule.
Der Bebauungsplan Nr. 317 sieht eine Erweiterung des vorhandenen
Schulgeléndes vor, um hier langfristig Sport- und Spielpladtze an-
legen zu konnen.

Ferner weist der Bebauungsplan Nr. 317 am Helmsweg eine Gemeinbedarf-
fldche~flir kirchliche Zwecke aus. Auf dieser Fldche plant die
Evangelisch—lutherische Kirchengemeinde Osternburg den Bau eines
kleinen Gemeindezentrums.

Innerhalb des Planbereiches—werdenkeine &ffentlichen-Spielplidtze
fiir groBere Kinder festgesetzt.

Fliir die Grundstilicke am Helmsweg wird der Spielplatzbedarf durch
den Spielplatz auf dem Schulgeldnde in dem angrenzenden Bebauungs-
. planbereich Nr. 317 abgedeckt. Eine &ffentliche Zuwegung ist

~..liber das Grundstiick der Ev.~luth. Kirchengemeinde vorgesehen.

Der Bebauungsplan Nr. 317 weist ferner, wie bereits erwdhnt,
Erweiterungsfldchen im Bereich des vorhandenen Schulgrundstiicks
aus.

Die Anlegung eines &ffentlichen Kinderspielplatzes auf den vor-
handenen, weitgehend bebauten Grundstiicken am Stieglitzweg,
Uhlenweg, Falkenweg und Eylersweg ist bei der Bevdlkerung

kaum durchsetzbar. -
Ein Spielplatz auf den noch freien Fldchen nérdlich vom Falken-
weg, unmittelbar am FuBe der Autobahn, ist wegen der hier vor-
handenen Immissionen nicht vertretbar.

Es ist daher beabsichtigt, im Zusammenhang mit der Grinverbin-
dung sidlich angrenzend an den Bebauungsplan Nr. 502 &ffentliche
Spielplédtze zu schaffen.

Kinderspielpldtze fir Kleinkinder sind nach dem Nieders&chsischen-
Gesetz iUber Spielpldtze auf den Grundstiicken von den Eigentlimern
anzulegen und zu unterhalten.
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V  Soziale MaBnahmen

Flir den Fall, daB sich die Verwirklichung des Planes nachteilig auf
die pers&nlichen Lebensumstdnde der hier wohnenden Menschen auswirkt,
wird die Stadt im einzelnen priifen, ob und inwieweit sie diese Be-
nachteiligungen durch soziale Mafnahmen, wie
- Gewdhrleistung von Ubergangsbeihilfen oder Stundung von
Erschliefungsbeitridgen,
- Hilfen bei der Neuordnung der Besitz- und Eigentumsver-
hdltnisse,
- ibernahme der betroffenen Fl&chen und Gebdude und Ent-
schddigung in Land oder Geld,'
- Anbieten von geeigneten Ersatzfldchen und -objekten,
- rechtliche und technische Beratung bei der Durchfiihrung
der BaumaBnahmen

im Rahmen ihrer gesetzlichen Verpflichtungen mindern oder beseitigen
kann.

Dieses wird nach eingehender Beratung und ErSrterung mit den Be-
troffenen, erforderlichenfalls auch durch MaSnahmen nach § 13 a (2)
BBauG geschehen.

Soweit bisher erkennbar ist, wird wahrscheinlich bei der Entwick-
lung des Gewerbegebietes in einem Fall langfristig eine Umsied-

lung notwendig werden. Die Stadt wird, sobald erforderlich, sich mit
dem Betroffenen in Verbindung setzen und geeignete Mafnahmen er-
Srtern.

VI Bodenordnung, Grunderwerb und Kosten der Durchfiihrung

Soweit zur Durchfiihrung des Bebauungsplanes Grunderwerb notwendig
isty. sollen freie Vereinbarungen angestrebt werden.

Fiihrefi diese Verhandlungen nicht zum Erfolg, wird auf die gesetz-
lichen -Mdglichkeiten nach dem Bundesbaugesetz zuriickgegriffen.

Eine Umlegung ist nicht vorgesehen.

Die-iiberschliglich-ermittelten Kosten, die bei Durchfiihrung
des Bebauungsplanes entstehen, gliedern sich wie folgt:

Ausbau des Hayengrabens u.

des Vorflutgrabens ca. 447.000,-- DM
. Regenwasserkandle ca. 750.000,—-—- DM
FuB- und Radwege ca. 200.000,-- DM
Griinverbindungen ca. 166.000,-—- DM.

Die vorhandenen StraBen haben grdB8tenteils eine befestigte Fahrbahn.
Die Kosten filir den zum Teil langfristig geplanten Endausbau dieser
StraBen betragen, wenn man die zur Zeit geltenden Preise zugrunde
legt, ca. 2.830.000,—— DM.

Die Kostenverteilung richtet sich nach den satzungsrechtlichen Be-
stimmungen.

Der von der Stadt zu tragende Anteil betrdgt ca. 1.451.000,-- DM.

Die Bereitstellung der erforderlichen Mittel kann zu gegebener Zeit
aus dem stddtischen Haushalt erwartet werden.



amr PLANUNGSAMT

P Tt P S EN FIRT I S PR e e TN
s gEIE AN UES Vihes N

BLATY

3

1:5000

Al . - | -
612220-502) mwmmmm UMGRENZUNG DES GELTUNGSBEREICHES

4 N - ANDERUNG NR.208DES FLACHENNUTZUNGSPLANES

" VAsEAE, ' UND BEBAUUNGSPLANBEREICH NR.502 -

. BEARBEIE]. CAI UM, T GENERMIST

4280 &

CEIEICANE T - S DATIM . { AMIS EHER

GEFTLTT ) T OATCM LOTSETERNENT

T ToAlLM

TA T

UAT M.

- 4USSCHUSS - BESSHLUGS

LA TUM



	502_Satzung
	502_Satzung
	502_Satzung
	502_Satzung.pdf
	502_Begründung.pdf

